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1. Wasser: Ein lebensnotwendiges Gut 

Wasser ist Lebensmittel Nummer eins und für sich genommen das Einzige, das für das   

Überleben des Menschen unverzichtbar ist. Es nimmt unter den natürlichen Rohstoffen der 

Erde eine Sonderstellung ein. Es ist elementarer Bestandteil eines stetigen Kreislaufes und 

steht den Menschen immer wieder für ihre Bedürfnisse zur Verfügung. Für - aus 

geologischer Sicht - kurze Zeiträume von mehreren tausend Jahren kann die Gesamtmenge 

an Wasser des Wasserkreislaufes der Erde als konstant erachtet werden. Das gesamte 

Wasservorkommen der Erde wird auf 1,4 Milliarden km³ geschätzt. Davon sind 97,5% Meer- 

oder Brackwasser und lediglich 2,5% Süßwasser. Der größte Teil des Süßwassers ist jedoch 

in Gletschern und Eis gebunden (ca. 69%), etwa 30% ist als Grundwasser gespeichert und 

nur ein sehr geringer Anteil steht in Oberflächengewässern zur direkten Nutzung bereit (s. 

Abbildung 1) (Bundesministerium, 1999). 

 

Abbildung 1: Wasser auf unserer Erde. 

 

 

Trotzdem wäre insgesamt gesehen genügend Wasser vorhanden, aus dem Trinkwasser 

gewonnen werden kann; denn nur 10% des weltweit vorhandenen Wasserpotentials werden 

genutzt.[1] Problem ist, dass die Trinkwasservorräte nicht immer dort sind, wo sie benötigt 



Ländlicher Raum 3/2004  2 

werden (Wingrich, 1999). Im Jahr 2000 litten 3% der Weltbevölkerung an akutem 

Wassermangel. Bis zum Jahr 2050 wird ihr Anteil bis auf ca. 10% ansteigen. Noch 

drastischer ist der Anstieg der Wasserknappheit von 5 auf 32% im selben Zeitraum.[2] Im 

Jahr 2050 ist voraussichtlich nur etwas mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung mit 

ausreichend Trinkwasser versorgt (s. Abbildung 2) (Engelmann, Dye 2000). 

 

Abbildung 2: Weltbevölkerung und Wasserknappheit (Deutsche Stiftung Weltbevölkerung, 2001). 

 

 

Wasserknappheit bedeutet häufig auch Nahrungsmittelknappheit. Dies wird deutlich, wenn 

man sich vor Augen hält, dass zur Herstellung einer Tonne Getreide etwa 1000 Tonnen 

Süßwasser benötigt werden (Holzwarth, 2001). Trotzdem wachsen weltweit 40% aller 

Nahrungsmittel nur mit Hilfe künstlicher Bewässerung (Heymann; Walter, 2002). Neben der 

verfügbaren Menge spielt besonders die Qualität des Trinkwassers eine ausschlaggebende 

Rolle. Etwa 1,2 Milliarden Menschen haben keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser. 

Jährlich sterben weltweit fast sechs Millionen Menschen, darunter vier Millionen Kinder, an 

Krankheiten, die durch die Verunreinigung von vermeintlichem Trinkwasser hervorgerufen 

werden (Wingrich, 1999). 

Derart existentielle Probleme wie gravierender Rohwassermangel oder eine 

gesundheitsgefährdende Trinkwasserqualität sind in vielen industrialisierten Ländern 

weitestgehend fremd. Trotzdem ist das Thema Trinkwasserversorgung in den letzten Jahren 

ein wichtiger Bestandteil der politischen und gesellschaftlichen Diskussion vieler 

europäischer Länder geworden; denn die Trinkwasserversorgungssysteme befinden sich im 

Umbruch. Privatisierungs- und Liberalisierungsüberlegungen werden sowohl von der 
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Europäischen Union, als auch von einigen nationalen Regierungen, beispielsweise in 

Österreich oder Deutschland, angestellt. 

Ziel dieses Papers ist es das Leitbild der Nachhaltigkeit für den spezifischen Anwendungsfall 

der Trinkwasserversorgung durch die Definition greifbarer Einzelziele zu konkretisieren. Es 

soll eine theoretische Grundlage bilden, um die zu erwartenden Auswirkungen möglicher 

Privatisierungs- und Liberalisierungsüberlegungen bezüglich ihrer Folgen besser beurteilen 

zu können. In Kapitel 2 wird das Leitbild der Nachhaltigkeit zunächst allgemein kurz 

vorgestellt, in Kapitel 3 für die Trinkwasserversorgung konkretisiert. Die Arbeit schließt mit 

einer kurzen Zusammenfassung der Ergebnisse in Kapitel 4. 

 

2. Das Leitbild der Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit ist keine Theorie und kein Politikrezept. Nachhaltigkeit ist vielmehr als 

normative Forderung zu verstehen (Klemmer, 1999). Es werden dabei auf Werturteilen, wie 

beispielsweise Langfristigkeit und Gerechtigkeit, basierende Empfehlungen gegeben, wie 

Menschen sich verhalten sollen. Die Forderung einer nachhaltigen Entwicklung[3] lässt sich 

schlüssig weder aus den Theorien der Ökonomie noch aus denen der Ökologie ableiten 

(Knaus; Renn, 1998). Man spricht daher auch vom Leitbild nachhaltiger Entwicklung. Im 

Sinne eines Leitbildes beschreibt Nachhaltigkeit keinen Zielzustand, der in Zukunft erreicht 

werden kann, sondern einen Idealzustand, der als Maßstab zur Beurteilung des Status-Quo 

dient und Praktiken, mit dem Ziel diesen zu verbessern, legitimiert. Aufgrund der fehlenden 

Operationalisierung des Begriffes der Nachhaltigkeit mit positiven Aussagen, sprechen 

andere Autoren statt von einem Leitbild auch von Nachhaltigkeit als regulativer Idee (Luks, 

1999). Nachhaltigkeit wird zu einem heuristischen Begriff, der Forschungs-, Such- und 

Lernprozesse in eine bestimmte Richtung lenken soll. Damit kann ohne operationale 

Definition nach Akteuren und Instrumenten zur Umsetzung einer Politik der Nachhaltigkeit 

gesucht werden. Da es keinen direkten Weg zur Umsetzung des Idealzustandes gibt, bleiben 

die einzelnen Schritte jedoch immer Sisyphusarbeit (Hirsch-Hadorn, o.J.). 

Nachhaltigkeit hat sich im Lauf der Zeit zu einem offenen politischen Konzept entwickelt, das 

verschiedenste Interpretationen ermöglicht. Bis heute hat sich noch keine eindeutige 

Definition herauskristallisiert. Fast alle gesellschaftlichen Akteure haben sich jedoch 

mittlerweile das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung auf ihre Fahnen geschrieben. Dies liegt 

zum einen an der Unabweisbarkeit nachhaltiger Entwicklung, zum anderen an der 

moralischen Überzeugungskraft und Offenheit des Konzeptes (Luks, 1999). Die dadurch 

bedingten Differenzen der einzelnen Herangehensweisen haben in den letzten Jahren 

jedoch auch dazu geführt, dass der Begriff der Nachhaltigkeit häufig als Leitbild mit 
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Leerformelcharakter empfunden wird (Vornholz, 1997). Daly sagt hierzu treffend: 

„Sustainable development is a term that everybody likes, but nobody is sure of what it 

means.“ (Daly, 1996). Dementsprechend existieren unzählige Definitionen nachhaltiger 

Entwicklung.[4] 

Nach der Definition des bekannten Brundtland-Berichtes ist eine nachhaltige Entwicklung 

eine „Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, daß 

künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können.“ (Hauff, 1987). 

Diese Definition gilt bis heute als „offiziell“. Beinahe allen späteren Definitionen nachhaltiger 

Entwicklung ist der Brundtland-Bericht als konzeptioneller Ausgangspunkt gemein. Die 

beiden Schlüsselbegriffe zum Verständnis der Definition sind „Bedürfnisse“ und 

„Beschränkungen“ (Luks, 1999). Die Betonung menschlicher Bedürfnisse und ihre 

Befriedigung sind das Hauptziel von Entwicklung (Hauff, 1987). Der Brundtland-Bericht 

basiert damit auf einer anthropozentrischen Sicht der Dinge.[5] Die Natur hat keinen 

intrinsischen Wert, sondern dient allein der Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse. Da 

quasi jede Art der menschlichen Bedürfnisbefriedigung direkt oder indirekt von der Natur 

abhängt, ist die Natur zu schützen. Der zentrale Unterschied im Vergleich zu konventionellen 

Definitionen zum Thema Entwicklung liegt in der starken Berücksichtigung zukünftiger 

Generationen im Konzept der intergenerativen Gerechtigkeit. Gleichzeitig wird die 

Bedürfnisbefriedigung für alle gegenwärtig lebenden Menschen im Sinne einer 

intragenerativen Gerechtigkeit gefordert. Inter- und intragenerative Gerechtigkeit zusammen 

beziehen explizit distributive Fragen in die Konzeption einer nachhaltiger Entwicklung mit ein 

(Barbian, 2000). Bei jeglicher Form der Entwicklung sind jedoch die Grenzen der Natur als 

Rohstofflieferant und Senke für Emissionen als Beschränkung zu akzeptieren (Hauff, 1987). 

Nachhaltige Entwicklung kann somit als Trias ökonomischer, ökologischer und sozialer Ziele 

umschrieben werden. Sie liegt erst dann vor, wenn die Ökosphäre geschützt wird, 

Lebenschancen gerecht verteilt sind und die wirtschaftliche Entwicklung stabil verläuft. Über 

das normative Kriterium der intergenerativen Gerechtigkeit, gerät die natürliche Umwelt, als 

Grundlage jeder Entwicklung und damit notwendige Vorraussetzung zur Erreichung der 

anderen Ziele, in das Zentrum der Konzeption. 

 

3.   Nachhaltigkeit und Trinkwasserversorgung 

Bei der Konkretisierung des Leitbildes für den Teilaspekt der Trinkwasserversorgung sind die 

Besonderheiten von Wasser im Vergleich zu anderen Ressourcen zu berücksichtigen. Dies 

umfasst im Wesentlichen die folgenden drei Gesichtspunkte (Lehn; Steiner, 1998): 
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• Wasser als elementare Ressource: Wasser ist für das Überleben des Menschen 

unverzichtbar. Es ist, neben Luft, der einzige Rohstoff, der durch keinen anderen ersetzt 

werden kann. Während es beispielsweise denkbar ist, Erdöl durch pflanzliche Rohstoffe 

oder Metalle durch Kunststoffe zu substituieren, um das menschliche Überleben zu 

sichern, ist dies für Wasser nicht möglich. 

• Wasser als regionale Ressource: Wasser ist in doppelter Hinsicht eine regionale 

Ressource. Auf der einen Seite wird der Grad der Nachhaltigkeit der Bewirtschaftung in 

hohem Maße von den örtlichen Gegebenheiten beeinträchtigt: Geographische, 

topographische, hydrologische, klimatische, aber auch wirtschaftliche und soziale 

Faktoren sind regional sehr unterschiedlich und determinieren die Rahmenbedingungen 

einer nachhaltigen Ressourcenbewirtschaftung und die Art und Weise wie sie erreicht 

werden kann. Auf der anderen Seite kommt die Tatsache zum Tragen, dass Wasser, im 

Gegensatz zu anderen Ressourcen, nicht, bzw. nur unter großem finanziellen Aufwand, 

über weite Entfernungen transportiert werden kann. Eine Region ist damit in erheblichem 

Masse von den örtlichen aquatischen Gegebenheiten abhängig. 

• Wasser als erneuerbare Ressource: Wasser ist grundsätzlich eine erneuerbare 

Ressource. Es nimmt an einem stetigen Kreislauf teil und steht den Menschen immer 

wieder für die unterschiedlichsten Nutzungszwecke zur Verfügung. Es wird bei seiner 

Nutzung ge- und nicht verbraucht. Es gibt damit kein absolutes Einspargebot wie im Falle 

nicht regenerativer Ressourcen. Wasser gelangt jedoch häufig verschmutzt und/oder 

erwärmt und an einer anderen Stelle als es entnommen wurde in den Wasserkreislauf 

zurück. Damit können nur der quantitative und der qualitative Umgang zusammen den 

Grad der Nachhaltigkeit der Trinkwasserversorgung determinieren. 

Damit ist klar, dass der absolute Wasserverbrauch einer Region allein wenig darüber 

aussagt, ob die Ressourcen nachhaltig bewirtschaftet werden. Ein Pro-Kopf-Verbrauch, der 

in einer Region langfristig zu keinerlei Problemen führt, kann in einer anderen Region eine  

Übernutzung der Ressourcen und damit eine Gefährdung der Versorgung für nachfolgende 

Generationen bedeuten. 

Wie in vielen anderen Politikbereichen hat sich auch in der Trinkwasserversorgung das Ziel 

nachhaltiger Entwicklung etabliert. Auch wenn der diesbezügliche Diskussionsprozess bei 

weitem noch nicht abgeschlossen ist, herrscht weitestgehende Einigkeit über die 

grundsätzliche Relevanz des Zieles (Brackemann; Epperlein et al., 2000). Beispielsweise 

beginnt die EG-Wasserrahmenrichtlinie in Artikel 1 mit der Forderung „einer nachhaltigen 

Wassernutzung auf der Grundlage eines langfristigen Schutzes der vorhandenen 

Ressourcen.“ Schwierigkeiten treten dann auf, wenn es darum geht, das allgemeine Ziel 
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durch einzelne, handhabbare Formulierungen zu konkretisieren. Wird die allgemeine 

Orientierung hin zu einer nachhaltigen Wasserwirtschaft noch von fast allen beteiligten 

Interessensgruppen geteilt, ist die Haltung gegenüber einzelnen Unterzielen bzw. 

Maßnahmen sehr stark durch die individuellen Interessen der beteiligten Akteure geprägt 

(Brackemann; Bartel, 2001). 

Die hier vorgestellte Konzeption einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung orientiert sich am 

in Kapitel 2 vorgestellten Drei-Säulen-Modell der gleichberechtigten Berücksichtigung 

ökologischer, ökonomischer und sozialer Ziele. Die beiden wesentlichen Bereiche zur 

Definition der ökologischen Komponente einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung sind 

Ressourcenschutz und -einsparung (Kap. 3.1), sowie die Sicherung der Trinkwasserqualität 

(Kap. 3.2). Ergänzt werden die Ausführungen durch kontextspezifische soziale (Kap. 3.3) 

und ökonomische (Kap. 3.4) Ziele. 

 

3.1    Konkretes Ziel Ressourcenschutz und -einsparung 

Wesentliches Element einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung ist die quantitative und 

qualitative Sicherung der Rohwasserquellen zur Gewinnung von Trinkwasser. Im Folgenden 

werden diesbezügliche, konkrete Einzelziele deduziert. Es gilt zu beachten, dass die im 

Folgenden dargestellten Einzelziele nicht überschneidungsfrei sind: 

• Ziel quantitativer Zustand: Bei einer Analyse der Frage der nutzbaren Wassermenge 

eines Vorkommens ist zwischen den verschiedenen Funktionen des Wassers bzw. der 

Gewässer zu differenzieren. Hierbei ist eine Unterscheidung zwischen „blauem“ und 

„grünem“ Wasser zweckdienlich. Blaues Wasser bezeichnet den Teil des regenerativen 

Wasservolumens, das von den Menschen als Grund- oder Oberflächenwasser für ihren 

Gebrauch zur Verfügung steht. Dieses Wasser kann einerseits eingespart werden, 

entweder auf der Seite der Haushalte, beispielsweise durch die Installation effizienterer 

Haushaltsausstattung, oder durch die Versorgungsunternehmen durch die Verringerung 

der Rohrleitungsverluste, und ist damit in einem gewissen Umfang durch von Menschen 

geschaffenes Kapital substituierbar. Andererseits kann es durch die Nutzung von Grau- 

oder Regenwasser grundsätzlich ersetzt werden (Schiffler, 1998). Grünes Wasser 

reguliert den Wasserhaushalt natürlicher Systeme und erfüllt wichtige Naturfunktionen. 

Es wird direkt vom Boden oder den Pflanzen aufgenommen und steht den Menschen für 

ihre unterschiedlichen Nutzungen nicht zur Verfügung. Für grünes Wasser gibt es keine 

vollkommenen Substitute (Grobosch, 2003). 

• Aus Gewässern, im Besonderen aus regenerativen Grundgewässern, darf demzufolge 

insgesamt nur so viel Wasser entnommen werden, wie langfristig Neues gebildet wird, 
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ohne die Funktionen des grünen Wassers zu gefährden. Die Beanspruchung der 

Ressource hat sich an ihrem Regenerationsvermögen zu orientieren. Die klassische 

Ernteregel, nach der die Erntemenge die natürliche Regenration einer Ressource nicht 

übersteigen darf, hilft bei Nutzungsentscheidungen von Grundwasservorkommen 

aufgrund der Eigenschaften des hydrologischen Kreislaufes jedoch nicht weiter. Sie 

muss dahingehend abgeändert werden, dass ein kritischer Grundwasserstand, dessen 

Unterschreitung zu einer Gefährdung der Naturfunktionen führen würde, nicht 

unterschritten werden darf. Dies würde ansonsten den möglicherweise irreversiblen 

Verlust eines Grundwasservorkommens bedeuten (Grobosch, 2003). Dabei ist zu 

beachten, dass Wasserentnahme und Fähigkeit zur Regeneration in direktem Verhältnis 

zueinander stehen können, sodass eine regelmäßige Anpassung der maximal 

entnehmbaren Menge erfolgen muss (Gleick; Loh, 1995). Am nachhaltigsten wirtschaftet 

damit nicht der, der absolut am wenigsten Wasser verbraucht, sondern der, der unter 

Berücksichtigung aller Gewässerfunktionen ein Gleichgewicht zwischen dem Nutzen der 

Verbraucher und der Bewahrung der Ressourcen erreicht. 

Abweichungen von dieser Regel ergeben sich bei, für den menschlichen Zeithorizont 

nicht erneuerbaren, fossilen Grundgewässern. Sie entstanden zu Zeiten, als 

menschengemachte Verunreinigungen noch keine Rolle spielten. Ihr zentrales Merkmahl 

ist damit die fehlende anthropogene Beeinträchtigung der Gewässerqualität. Fossile 

Grundgewässer nehmen nicht am hydrologischen Kreislauf teil und erfüllen damit keine 

ökologischen Funktionen im Sinne grünen Wassers. Sie sind blaues Grundwasser und 

damit grundsätzlich durch andere Wasservorkommen substituierbar (Grobosch, 2003). 

Wenn die Nutzung nicht erneuerbarer Grundwasservorkommen für die aktuelle 

Generation unausweichlich ist, können somit gemäß der Extraktionsregel, nach der 

erschöpfliche natürliche Ressourcen nur in dem Maße genutzt werden dürfen, wie 

funktionsäquivalente Substitute dauerhaft zur Verfügung gestellt werden können, die 

Kriterien nachhaltiger Entwicklung erfüllt werden, wenn funktionsäquivalentes, 

künstliches Kapital geschaffen wird. Für ein Land wie Saudi-Arabien, das derzeit in 

erheblichem Maße von fossilem Grundwasser lebt, wäre dies beispielsweise durch die 

Entwicklung einer Technologie, die es durch die Nutzung regenerativer Ressourcen 

(Sonnenenergie) ermöglicht, in ausreichendem Maße Meerwasser zu entsalzen, denkbar 

(Grobosch, 2003). Problematisch ist jedoch, dass Änderungen der Druckverhältnisse in 

den fossilen Grundwasserleitern als Folge der Wasserförderung entweder zu einem 

Eindringen von oberflächennäherem, schadstoffbelastetem Grundwasser oder von tiefer 

liegendem, salzigem Wasser führen kann, und damit, aufgrund der unwiederbringlichen 



Ländlicher Raum 3/2004  8 

Kontamination der Vorkommen, eine unerwartet schnellere Entwicklung der passenden 

Technologie erforderlich macht (Kluge; Schramm, 1995). 

• Ziel Rohwasserqualität: Da qualitativ hochwertiges, trinkbares Wasser Voraussetzung 

menschlichen Lebens und Bestandteil zahlreicher Ökosysteme ist, ist die Frage der 

intergenerationellen Substituierbarkeit von Gewässern äußerst kritisch zu erachten 

(Grobosch, 2003). Die natürliche Beschaffenheit der Gewässer soll daher erhalten 

bleiben, bestehende Belastungen reduziert werden. Die gesetzlich vorgeschriebenen 

Grenzwerte sind als Qualitätsminimum zu erachten.[6] 

• Flächendeckender Gewässerschutz wird damit zu einer der obersten Prämissen 

nachhaltiger Trinkwasserversorgung, unabhängig davon ob das Gewässer derzeit zur 

Trinkwassergewinnung herangezogen wird oder nicht. Dies erfordert allein der Erhalt der 

Naturfunktionen der Gewässer. Da es jedoch in industrialisierten Gesellschaften nicht 

möglich, und vor dem Hintergrund der Präferenzen der Bürger auch nicht sinnvoll ist, 

gänzlich auf die Einleitung wassergefährdender Stoffen zu verzichten, ist es notwendig 

ihr Ausmaß an den Selbstreinigungskräften der jeweiligen Gewässer und den damit 

verbundenen ökologischen Funktionen auszurichten (Lehn; Renn, 1999). Gewässer der 

Trinkwassergewinnung sind durch die Ausweisung von Wasserschutzgebieten 

besonders zu schützen. 

• Ziel Quellenreduktion: Verunreinigungen der Rohwasserressourcen sind durch die 

jeweiligen Verursacher zu unterbinden. Eine spätere Entfernung durch Aufbereitung im 

Wasserwerk ist zu vermeiden; denn end-of-pipe-Maßnahmen können mögliche negative 

Beeinträchtigungen der betroffenen Ökosysteme nicht verhindern. Dies ist für Stoffe die 

akkumulieren können, oder deren Wirkungsweisen noch nicht vollständig erforscht sind, 

von besonderer Relevanz (Drewes, 1996). Zwar kann mittlerweile durch 

Wasseraufbereitung viel erreicht werden, jedoch sind den technischen Möglichkeiten 

natürliche Grenzen gesetzt. Ferner kann die Aufbereitung des Rohwassers mit 

unerwünschten Veränderungen der Wasserbeschaffenheit und dem Anfall von 

problematischen Wasserwerksrückständen verbunden sein (Mehlhorn, 1999). 

• Ziel Regionalität: Im Kontext der Ressourceneinsparung wird oftmals gefordert den 

Trinkwasserbedarf allein aus regionalen Ressourcen zu decken, um 

Umweltexternalitäten in anderen Regionen zu vermeiden (Drewes, 1996/Brackemann; 

Bartel, 2001).  

• Diese pauschale Forderung erscheint jedoch nicht schlüssig. Unter der Voraussetzung, 

dass in einer Region sämtliche Maßnahmen ausgeschöpft werden, quantitative und 

qualitative Ressourcendefizite zu reduzieren, und die lokalen Ressourcen dennoch nicht 
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ausreichen den örtlichen Bedarf zu decken, können die durch eine 

Fernwasserversorgung verursachten Auswirkungen auf die Ökosysteme bei dauerhaft 

nutzbaren, freien Ressourcenkapazitäten geringer sein, als bei einer permanenten 

Übernutzung der örtlichen Vorkommen. Fernwasserversorgung ist als nachhaltig zu 

erachten, wenn in der Liefer- und der Empfängerregion die sonstigen Kriterien 

nachhaltiger Trinkwasserversorgung eingehalten werden (Kluge; Schramm, 1995). Es 

darf jedoch nicht übersehen werden, dass allein die Möglichkeit der 

Fernwasserversorgung die eigenen Anstrengungen die Rohwasserqualität vor Ort zu 

verbessern, schneller aufgeben lässt. 

• Ziel Energie- und Rohstoffeinsatz: Der Ressourceneinsatz im Bereich der 

Trinkwasserversorgung für die Gewinnung und Verteilung des Wassers ist zu 

minimieren. Larsen und Gujer unterscheiden vier Ressourcenarten, die die 

Trinkwasserversorgung auf unterschiedliche Art und Weise beeinträchtigt: Primäre 

Ressourcen, wie z.B. das Wasser selbst oder Nährstoffe, werden bewirtschaftet, 

sekundäre Ressourcen, wie Material, Raum oder Energie, werden für diese 

Bewirtschaftung eingesetzt. Darüber hinaus sind natürliche Ressourcen, wie Gewässer, 

Boden oder Atmosphäre und anthropogene Ressourcen, wie Wissen oder Geld für eine 

Analyse des Energie- und Rohstoffeinsatzes zu berücksichtigen. Nach Larsen und Gujer 

ist die Siedlungswasserwirtschaft derzeit besonders auf die Optimierung der letzten 

beiden Ressourcenarten konzentriert (Larse; Gujer, 1997); im Sinne der Nachhaltigkeit 

ist jedoch die gleichzeitige Berücksichtigung aller Ressourcenarten notwendig (Lehn; 

Steiner, 1998). Dies betrifft demnach auch die Verwendung von Chemikalien für die 

Aufbereitung und die Wahl der Materialien für die Verteilung des Wassers. Bei der 

Bereitung von Warmwasser sind möglichst regenerative Energieträger zu verwenden. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die Regenwassernutzung als kritisch zu beurteilen; denn 

sie führt zu einem erhöhten Energieeinsatz, der bei der Verwendung nicht-regenerativer 

Ressourcen nicht als nachhaltig beurteilt werden kann. Der Energieverbrauch einer 

Dachwasseranlage ist in etwa 5-mal so hoch wie der eines örtlichen Versorgers (Lehn; 

Steiner, 1998). 

• Ziel Integration: Ressourcen, die zur Trinkwassergewinnung verwendet werden oder in 

Zukunft Verwendung finden können, sind integrativ und ganzheitlich zu bewirtschaften. 

Die Nutzung muss neben dem Verbrauch durch die Trinkwassergewinnung auch die 

Bedarfe der Ökosysteme (Naturfunktionen) und die anderer Nutzer (Kulturfunktionen) 

heute und in Zukunft angemessen berücksichtigen. Für einen Ausgleich möglicher 

Nutzungskonflikte ist Sorge zu tragen (Brackemann; Bartel, 2001). 
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3.2    Konkretes Ziel Trinkwasserqualität 

Maßstab für die Qualität des Trinkwassers ist die menschliche Gesundheit. Dabei machen 

beispielsweise in Deutschland lediglich rund 4% das im eigentlichen Wortsinn „Lebensmittel“ 

Trinkwasser aus. Die restlichen 96% dienen dazu, seuchenhygienische Gefahren 

abzuwehren. Könnte der eigentliche „Trinkwasserbedarf“ noch mit abgepacktem Wasser 

durch den Handel gedeckt werden, ist dies für den sonstigen Bedarf unmöglich. Das 

benötigte Volumen wäre zu groß. Die Versorgung mit einwandfreiem Trinkwasser durch die 

öffentliche Trinkwasserversorgung ist somit notwendige Vorraussetzung für die menschliche 

Gesundheit der Bevölkerung eines Landes (Brackemann; Bartel, 2001). Die konkreten 

Nachhaltigkeitsziele im Bezug auf die Trinkwasserqualität leiten sich aus diesen 

Voraussetzungen ab: 

• Ziel Ressourcenherkunft: Trinkwasser soll die Eigenschaften eines reinen 

Naturprodukts erfüllen. Eine tadellose Beschaffenheit, sowohl im hygienischen als auch 

im ästhetischen Sinne, ist gegeben, wenn auf Rohwasservorkommen zurückgegriffen 

wird, die diesem Ideal möglichst nahe kommen, oder durch naturnahe 

Aufbereitungstechniken diese Kriterien erfüllt werden können (Ministerium, 2000). Die 

Aufbereitungstechniken müssen für den Kunden nachvollziehbar sein, um Vertrauen in 

die Wasserqualität zu schaffen (Mehlhorn, 1999). 

• Ziel Qualitätserhaltung und -verbesserung: Vom Ort der Gewinnung bis zur 

endgütigen Abgabe an den Nutzer muss die Qualität des Trinkwassers erhalten bleiben. 

Sind bedingt durch mangelhafte Rohwasserqualität, beispielsweise in Form von 

mikrobiologischen Belastungen, durch den Transport negative Auswirkungen auf die 

Gesundheit zu erwarten, muss eine Aufbereitung erfolgen. Die hierzu gewählten 

Verfahren sollen möglichst naturnah sein, Chemikalien nur sparsam verwendet werden. 

Um das Risiko einer Qualitätsverschlechterung zu minimieren, sind die Verteilungswege 

möglichst kurz zu halten (Brackemann; Bartel, 2001). Dieses Ziel kollidiert mit der    

obigen Definition regionaler Nachhaltigkeit. Es fordert die Möglichkeit der 

Fernwasserversorgung zu überdenken, falls hiermit eine Desinfektion und damit eine 

Verschlechterung der Trinkwasserqualität verbunden ist, die bei ortnaher Versorgung 

vermeidbar gewesen wäre. 

• Ziel Monitoring: Alle relevanten Bereiche der Trinkwasserversorgung, vor allem die 

Qualität des Trinkwassers selbst oder der Grad der Nutzung der vorhandenen 

Ressourcen, sind regelmäßig zu überprüfen (Puwein; Kletzan, 2002). Die Resultate des 

Monitorings sind unabhängigen Überwachungsbehörden zugänglich zu machen, um auf 

der Basis ihrer Ergebnisse zukünftige Lenkungsmaßnahmen zu treffen. 
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• Ausreichende Menge: Alle, die an die öffentliche Trinkwasserversorgung 

angeschlossen sind, sind jederzeit mit einer ausreichenden Menge an qualitativ 

hochwertigem Trinkwasser zu versorgen (Drewes; Weigert, 1998). Im Durchschnitt ist 

von einer ordnungsgemäßen Mindestversorgung von 150 Litern pro Tag und Einwohner 

auszugehen. Bei extrem erhöhtem Bedarf, beispielsweise an heißen Sommertagen, sind 

jedoch auch 500 Liter zu garantieren. Kommt es zu quantitativen Engpässen ist die 

Nachfrage zu beeinflussen, um unnötigen Verbrauch zu verhindern (Brackemann; Bartel, 

2001). 

 

3.3   Soziale Ziele 

Ein generelles Problem der sozialen Dimension nachhaltiger Entwicklung ist ihre 

Unbestimmtheit. An die ökonomischen und vor allem die ökologischen Gesichtspunkte des 

Leitbildes kann man sich verhältnismäßig einfach durch fundierte Grenzwerte annähern. 

Soziale Aspekte hingegen lassen sich nur schwer in Anlehnung an blanke Zahlen 

ausdrücken (Göll, 2001). Der Versuch einer Definition der sozialen Dimension nachhaltiger 

Trinkwasserversorgung erfolgt an dieser Stelle in Anlehnung an die allgemeinen sechs 

Regeln nach Jörissen et al., die die soziale Dimension als „Kitt“ verstehen, der die 

Gesellschaft erhält und sich entwickeln lässt.[7] Partizipation sowie inter- und intragenerative 

Gerechtigkeit stehen dabei im Kontext nachhaltiger Trinkwasserversorgung im Vordergrund: 

• Partizipation: Entscheidungen der Wasserbewirtschaftung und Wasserversorgung 

sollen in Anlehnung an die Forderungen der Agenda 21 partizipativ unter Einbeziehung 

aller Nutzer und Betroffenen gefällt werden. Die Partizipation ist bei der 

Programmentwicklung ebenso zu berücksichtigen, wie bei der Umsetzung, Begleitung 

und dem Controlling eines Projektes (Steinberg; Weigert, 2002). Der Bevölkerung ist bei 

wasserwirtschaftlichen Fragen ein Mitspracherecht zuzugestehen.[8] Dies kann entweder 

indirekt über gewählte Kommunalvertreter, oder besser über direkte Mitwirkung bei der 

Entscheidungsfindung erfolgen. Direkte Partizipation erhöht die Legitimation einer 

Maßnahme und trägt zu einer verbesserten Effizienz, Qualität und Stabilität einer 

Entscheidung bei (Steinberg; Weigert, 2002). 

• Intergenerative Gerechtigkeit: Obwohl die Thematik der intergenerativen Gerechtigkeit 

bereits bei einigen ökologischen Zielen angeschnitten wurde, soll sie hier noch einmal 

explizite Berücksichtigung finden. Ein entscheidendes Element einer nachhaltigen 

Trinkwasserversorgung ist die Forderung, dass die qualitativen und quantitativen 

Belastungen der aktuellen Generation die Handlungsmöglichkeiten zukünftiger 

Generationen nicht in einem derartigen Ausmaß beeinflussen dürfen, dass es zu 
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Engpässen in der Versorgung kommt. Da heutige Entscheidungen immer mit einem 

gewissen Maß an Unsicherheit bezüglich ihrer langfristigen Auswirkungen verbunden 

sind, muss zukünftigen Generationen diesbezüglich ein gewisses Maß an Reversibilität 

und Flexibilität zugestanden werden (Steinberg; Weigert, 2002). 

• Intragenerative Gerechtigkeit: Auch intragenerative Gerechtigkeit ist bei der 

Trinkwasserversorgung von großer Bedeutung. Entscheidend ist die Frage, ob sich auch 

die ärmeren Schichten eines Landes eine quantitativ ausreichende Versorgung mit 

qualitativ hochwertigem Wasser leisten können (Rothenberger, 2003). Gleichzeitig ist zu 

vermeiden, dass die Bemessung des Trinkwasserpreises zu einer Subventionierung 

einzelner Bevölkerungsteile führt. Ziel ist eine verursachergerechte Verteilung der 

gesamten Kosten, inklusive der Ressourcen- und Umweltkosten, auf die Preise (Leist; 

Magoulas, 2000)). 

 

3.4    Ökonomische Ziele 

Bei der Frage einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung dürfen ökonomische Faktoren 

unter keinen Umständen vernachlässigt werden. Dies wird umso deutlicher, wenn man sich 

vor Augen hält, welche enormen Anlagevermögen in der Wasserversorgung akkumuliert 

wurden (Drewes; Weigert, 1998). Im Wesentlichen orientieren sich die ökonomischen Ziele 

einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung an den üblichen effizienzorientierten 

ökonomischen Argumenten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei der 

Trinkwasserversorgung um ein natürliches Monopol handelt. Die freien Kräfte des Marktes 

führen zu keiner effizienten Allokation der Ressourcen, sondern zu einer Versorgung durch 

Monopolunternehmen (Stuchtey, 2002). Dies erfordert den Eingriff des Staates: Er kann 

entweder, wie bisher in vielen Ländern üblich, die Leistungserstellung selbst übernehmen, 

oder versuchen durch Maßnahmen aus dem Bereichen Wettbewerb und Regulierung eine 

effiziente Allokation bei einer Versorgung durch privatwirtschaftliche Unternehmen zu 

realisieren. Eine alleinige Privatisierung vormals öffentlicher Unternehmen unter 

Beibehaltung bestehender, abgeschlossener Gebietsmonopole, ohne regulierenden, 

staatlichen Eingriff ist selten zielführend, da lediglich öffentliche durch private Monopole 

ersetzt werden (Mühlenkamp, 1999). 

 



Ländlicher Raum 3/2004  13 

4.   Zusammenfassung 

Bei einer Konkretisierung des Leitbildes der Nachhaltigkeit für die Trinkwasserversorgung 

sind die spezifischen Eigenschaften der Ressource Wasser besonders zu berücksichtigen. 

Wasser ist Teil des hydrologischen Kreislaufes und damit grundsätzlich eine erneuerbare 

Ressource. Sie ist elementar für das Überleben des Menschen. Dieser ist dabei sehr stark 

von den regionalen aquatischen Bedingungen abhängig, da Wasser aus qualitativen 

Gründen und der hohen spezifischen Masse nur eingeschränkt transportiert werden kann. 

Zur Spezifizierung des Leitbildes für den Anwendungsfall der Trinkwasserversorgung wurde 

das auf dem bekannten Brundtland-Bericht basierende drei Säulen-Modell der gleichzeitigen 

Berücksichtigung ökologischer, ökonomischer und sozialer Ziele gewählt. 

Trinkwasserversorgung ist ökologisch nachhaltig, wenn sich die Entnahmen an der 

Regenerationsfähigkeit der Gewässer orientieren ohne ihre Naturfunktionen zu gefährden. 

Die Qualität der Gewässer ist zu bewahren, Emissionen an ihren Selbstreinigungskräften 

auszurichten. Die Trinkwasserqualität darf zu keiner Gefährdung der menschlichen 

Gesundheit führen. Zur Aufbereitung des Rohwassers sind möglichst naturnahe Verfahren 

zu wählen, der Einsatz von Chemikalien soll möglichst sparsam erfolgen. Bezüglich sozialer 

Nachhaltigkeit sind besonders die Partizipation der Bevölkerung bei wasserwirtschaftlichen 

Entscheidungen, sowie inter- und intragenerative Gerechtigkeit bezüglich der Versorgung mit 

Wasser zu berücksichtigen. Die ökonomischen Aspekte einer nachhaltigen 

Trinkwasserversorgung orientieren sich im Wesentlichen an allokationsorientierten 

Argumenten der Ökonomie. Demnach handelt es sich bei der Trinkwasserversorgung um ein 

natürliches Monopol, bei dem die „unsichtbare Hand“ des Marktes zu einer ineffizienten 

Versorgung durch Monopolunternehmen führt. Um dies zu verhindern, kann der Staat 

entweder die Bereitstellung des Gutes selbst übernehmen, oder durch Maßnahmen aus den 

Bereichen Wettbewerb und Regulierung versuchen, die Allokation zu verbessern. Erst die 

Berücksichtigung der Ziele aller drei Säulen sorgt für eine nachhaltige 

Trinkwasserversorgung. Da einzelne Ziele oftmals in einem konfliktären Verhältnis 

zueinander stehen, sind bei der Erreichung einzelner Ziele trade-offs zu berücksichtigen. 
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[1]  Wasserpotential bezeichnet die Menge an Wasser, die pro Person und Jahr zur Verfügung steht. 
Sie hängt von der jährlichen Niederschlagsmenge, abzüglich Verdunstung und Abfluss, ab (Tilzer, 
2001). 

[2]  Von Wasserknappheit spricht man bei einem Wasserpotential von weniger als 1700 m3, von 
Wassermangel bei weniger als 1000 m3 pro Person und Jahr (Falkenmark; Widstrand, 1992). Diese 
Grenzwerte gehen auf die schwedische Hydrologin Falkenmark zurück - man spricht daher auch 
häufig vom Falkenmark-Index - und orientieren sich an Erfahrungswerten von 
Mindestwassermengen für eine angemessene Lebenssituation (Grobosch, 2003). Sie verbergen 
jedoch das Problem, dass es in einem Land mit insgesamt ausreichend Wasser, zu regionalem 
Wassermangel kommen kann. Ein Beispiel hierfür ist Indien. Zwar ist mit durchschnittlich 1882 m3 

erneuerbarem Wasserdargebot insgesamt genügend Wasser vorhanden, der Bundesstaat 
Rajasthan zählt jedoch mit 350 m3 Wasserpotential zu den wasserärmsten Gegenden der Welt 
(Engelmann; Dye, 2000). 

[3]  In der relevanten Literatur werden Nachhaltigkeit und nachhaltige Entwicklung häufig synonym 
verwendet. Dabei besagen die beiden Begriffe nicht exakt das Selbe, sondern beziehen sich auf 
unterschiedliche Teilaspekte einer Sache. Nachhaltigkeit beschreibt einen Wunschzustand, 
nachhaltige Entwicklung den Prozess, der in die gewünschte Richtung führen soll (Hediger, 1997). 
Vornholz spricht analog vom „Leitbild der Nachhaltigkeit“ und den „Wegen zur Nachhaltigkeit“ 
(Vornholz, 1993). 

[4]  Anstatt den beinahe aussichtslosen, Versuch eines vollständigen Überblicks über die 
verschiedenen Definitionen zu wagen, der im Übrigen bei weitem den Rahmen dieses Papers 
sprengen würde, sei hierzu beispielsweise auf Renn; Knaus, 1999 verwiesen. 

[5]  In der Umweltethik werden grundsätzlich zwei unterschiedliche Ansätze bezüglich der 
Anerkennung der Rechte der Natur unterschieden. Bei der anthropozentrischen und egozentrischen 
Perspektive wird der Natur lediglich insofern ein Eigenwert anerkannt, als sie von instrumenteller 
Bedeutung für den Menschen als Gattung oder Einzelwesen ist. Dies bedeutet nicht, dass nur 
unmittelbare Wirkungen auf den Menschen berücksichtigt werden, sondern auch Auswirkungen auf 
Tiere und Pflanzen, wenn diese auf den Menschen zurückwirken können. Ökozentrische Ansätze 
gehen demgegenüber von einem intrinsischen Wert außermenschlicher Natur aus. Dabei ist 
zwischen dem pathozentrischen Ansatz, nach dem alle schmerz- und leidensfähigen Lebewesen 
gleich behandelt werden sollen, dem biozentrischen Ansatz, nach dem alle Lebewesen, auch 
schmerzunfähige, ein Recht auf die Entfaltung ihres Lebens haben und dem holistischen Ansatz, 
nach dem alles Leben miteinander vernetzt, und damit von den nicht-lebenden Teilen der Erde 
abhängig ist, zu unterscheiden (Vornholz, 1993). 

[6]  Mehlhorn weist daraufhin, dass Grenzwerte in diesem Kontext grundsätzlich als kritisch zu 
erachten sind, da sie zwangsläufig dazu verleiten, die Belastung eben bis zu dieser Grenze 
auszureizen. Er fordert statt dessen, trotz aller aktueller Belastungen - Wichmann bezeichnet einen 
anthropogen unbeinflussten Gewässerzustand gar als Fiktion (Wichmann, 2000) - das Ziel des 
natürlichen Zustandes für die Gewässerqualität aufrecht zu erhalten (Mehlhorn, 1999). 

[7]  Die sechs Regeln lauten Partizipation, Grundversorgung, Chancengleichheit, Selbständige 
Existenzsicherung, Sozialressourcen und Kulturelle Vielfalt (detailliert Jörissen; Kopfmüller, 1999). 
Für eine kurze Zusammenfassung der einzelnen Regeln sei auf Göll, 2001 verwiesen. 

[8]  Für einen Überblick über die unterschiedlichen Verfahren der Bürgerbeteiligung im Bereich der 
Trinkwasserversorgung vgl. Schramm, 1998. 

 


